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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2024/2025 vom Fachbe
reich V – Rechtswissenschaft der Universität Trier als Dissertation angenommen 
und am 11. März 2025 verteidigt. Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur 
befinden sich auf dem Stand von November 2024.

Mein besonderer Dank gilt zuvörderst Herrn Professor Dr. Michael Reinhardt, 
LL.M. (Cantab.), der diese Arbeit betreut und in außergewöhnlicher Geschwin
digkeit begutachtet hat. Schon als studentische Hilfskraft an seinem Lehrstuhl ver
stand er es geschickt, mich mit der Materie des Wasserwirtschaftsrechts in Kontakt 
zu bringen und mein Interesse für dieses durch den Klimawandel auch in den all
gemeinen Fokus gerückte Rechtsgebiet zu wecken. Während meiner anschließen
den Anstellung als wissenschaftlicher Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl für Öffent
liches Recht sowie am Institut für Deutsches und Europäisches Wasserwirtschafts
recht (IDEW) ist diese Dissertationsschrift entstanden. In dieser Zeit konnte ich 
nicht nur von seinem umfassenden Erfahrungsschatz, seinem großen Interesse für 
sein Fachgebiet sowie seiner Unterstützung in vielfältiger Hinsicht profitieren, 
sondern auch eine bemerkenswerte wissenschaftliche Freiheit genießen. Besonders 
seine zugewandte und wertschätzende Art hat die organisatorische wie fachliche 
Zusammenarbeit über die Jahre außerordentlich angenehm gestaltet.

Für die äußerst zügige Erstellung des Zweitgutachtens danke ich Herrn Professor 
Dr. Henning Tappe. Frau Professorin Dr. Scarlett Jansen möchte ich für die Über
nahme des Vorsitzes in der Prüfungskommission herzlich danken.

Ideengeber für die vorliegende Arbeit war das vom Bundesministerium für Bil
dung und Forschung, nun Bundesministerium für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt, geförderte Verbundprojekt „Agile Netzsteuerung zur Erhöhung der 
Resilienz der Kritischen Infrastruktur Wasserversorgung“ (aKtIv), in dem die 
rechtswissenschaftlich untersuchte auf künstliche Intelligenz gestützte Netzsteue
rung entwickelt wurde und an dem das IDEW beteiligt ist. In diesem Zusammen
hang möchte ich Herrn Professor Dr. Reinhardt für sein Vertrauen danken, mich 
weitestgehend eigenverantwortlich mit der projektbezogenen Arbeit betraut und mir 
damit die Möglichkeit eröffnet zu haben, nicht nur im fachlichen Kontext, sondern 
auch in der Administration und im Management eines solchen Projektes wertvolle 
Erfahrungen zu sammeln. Gleichzeitig konnte meine Dissertationsschrift auf diese 
Weise von der Expertise der Projektpartnerinnen und Projektpartner profitieren. Für 
den ertragreichen interdisziplinären Austausch im Konsortium bedanke ich mich 
stellvertretend bei Projektkoordinatorin Natalie Wick von der Wasserversorgung 
Rheinhessen-Pfalz GmbH.



Die Veröffentlichung dieser Arbeit im Open Access wurde vom Bundesminis
terium für Bildung und Forschung, nun Bundesministerium für Forschung, Tech
nologie und Raumfahrt, durch das Programm „Forschung für die zivile Sicherheit“ 
finanziell gefördert. Für die großzügige Unterstützung bedanke ich mich sehr.

Die Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand an der Universität 
Trier habe ich als äußerst bereichernd empfunden. Dies resultiert nicht zuletzt aus 
dem harmonischen, respekt- und humorvollen Umgang und dem Zusammenhalt 
unter den Kolleginnen und Kollegen, die teils zu Freunden geworden sind und deren 
Auflistung im Einzelnen den Rahmen dieses Vorworts sprengen würde. Allein der 
Austausch beim wochentäglichen Mensa-Mittagstisch über Fach- und Lehrstuhl
grenzen hinweg war ein großer Gewinn. Für jeden Hinweis auf einen potenziell 
relevanten Aufsatz, für jedes offene Ohr bei juristisch verworrenen Gedankengän
gen, für jedes freundliche Gespräch danke ich von Herzen.

Besonders verbunden bin ich darüber hinaus Julian Stamm und Dr. Hani Tag
havi, auf deren gewissenhafte Unterstützung ich bei der Korrektur des Manuskripts 
zählen konnte.

Der größte Dank gebührt jedoch meinen Eltern. Sie sind mir stets vertrauens
volle Ratgeber und gaben mir von Anfang an die Freiheit, vollkommen eigenver
antwortlich zu entscheiden, wohin mich mein beruflicher Werdegang führt. Ihre 
fortwährende, bedingungslose Unterstützung bei all meinen Vorhaben und Ideen, 
auch bei der Korrektur dieses Manuskripts, sowie ihr unerschütterliches Vertrauen 
in mich waren und sind mir Stütze und Ansporn zugleich. Ihnen ist diese Arbeit 
gewidmet.

Trier, im Juni 2025 Manuel Beh
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Einleitung

„an diesem Spätnachmittag also, der sich nicht verkühlen wollte, sondern 
unter einem ehernen Himmelsgewölbe ohne Windhauch in Hitze stand, so daß […] 

dem Jaakob die Zunge im Schlund verschmachtete, denn er hatte seit gestern 
kein Wasser gehabt, – gewahrte er […] in der ebenen Weite fern einen belebten 

Punkt, den sein auch in Mattigkeit noch scharfes Auge sogleich als eine Schafherde 
mit Hunden und Hirten, um einen Brunnen versammelt, erkannte. Er schrak auf vor 
Glück und stieß einen Dankesseufzer […] empor, dachte aber nichts als ‚Wasser!‘“1

Wasser ist Leben.2 – Diese Sentenz bringt auf den Punkt, dass die Frage nach 
Wasser unmittelbar verknüpft ist mit der Frage nach dem Leben im biologischen 
Sinne. Anders als im Bereich der Ernährung, der Alternativen bereithält, ist Wasser 
nicht substituierbar3 und damit „eine der wichtigsten Grundlagen allen menschli
chen, tierischen und pflanzlichen Lebens“4. Richtigerweise ist dies für den Men
schen als Nutznießer der öffentlichen Wasserversorgung weiter einzuschränken: Er 
benötigt reines und genusstaugliches flüssiges Süßwasser5. Zwar stellt Wasser eine 
erneuerbare Ressource dar, die genutzt, aber nicht verbraucht werden kann.6 Tat
sächlich besteht jedoch die Gefahr von Verunreinigungen, die das Wasser im 
Kreislauf unbrauchbar werden lassen, sowie von regional unterschiedlichen Men
genverteilungen. Nutzbares Wasser bleibt ein begrenztes Gut7. Das menschliche 
Leben wird determiniert von der Qualität und Quantität des ihm zur Verfügung 
stehenden Wassers. Dies untermalt ErwGr. 1 WRRL, nach dem Wasser keine ge
wöhnliche Handelsware ist, sondern „ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und 

1 Mann, Joseph und seine Brüder, Bd. I, 1980, S. 166.
2 Siehe z.B. BT-Drs. 16/12275, 66; Stubenrauch, ZUR 2010, 521 (521).
3 Schmidt, LKV 2008, 193 (194); Kloepfer, Umweltrecht, 4. Aufl. 2016, § 14 Rn. 274; 

Forster, Privatisierung und Regulierung der Wasserversorgung in Deutschland und den Ver
einigten Staaten von Amerika, 2007, S. 51; Laskowski, Das Menschenrecht auf Wasser, 2010, 
S. 36.

4 BVerfG, Beschl. v. 15. 7.1981 – 1 BvL 77/78, BVerfGE 58, 300 (341) – Nassauskiesung.
5 Karbach, Die Wasserversorgung von Mensch und Natur als Herausforderung des Völ

kerrechts, 2016, S. 25 ff.; Schur, Der Wasserversorgungsvertrag, 2009, S. 24; vgl. § 5 Nr. 3 
TrinkwV.

6 Kerber, Der unterschätzte Rohstoff, 2010, S. 21; Laskowski, Das Menschenrecht auf 
Wasser, 2010, S. 16, 694; vgl. Hendler/Grewing, ZUR 2001, 146 (149).

7 Reinhardt, Öffentliche Wasserversorgung in Zeiten des Klimawandels, 2021, S. 24; 
Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 8 Rn. 4; Hendler/Grewing, ZUR 
2001, 146 (149).



entsprechend behandelt werden muss“. Die Sicherstellung der öffentlichen Was
serversorgung ist demnach als wichtigste Nutzung der Gewässer zu qualifizieren.8

Die Beschreibung Deutschlands als wasserreiches Land kann in dieser Abso
lutheit nicht mehr aufrechterhalten werden.9 Während im Alten Testament der Bibel 
der Mangel an Wasser noch als Strafe Gottes aufgefasst wurde10, sind die sinkenden 
Dargebote nach heutigem Verständnis auf den Klimawandel gepaart mit der an
thropogenen Beanspruchung der Wasserressourcen zurückzuführen. Durch die sich 
verändernden klimatischen Rahmenbedingungen werden Extreme häufiger – auf 
der einen Seite Starkregenereignisse und andauernde Regenperioden, auf der an
deren Seite Dürren und anhaltend hohe Temperaturen.11 Reaktionen hierauf sind die 
Rückhaltung von Wasser in regenreichen Zeiten und deren Abgabe in regenarmen 
sowie eine vorausschauende Bewirtschaftung des zur Verfügung stehenden Trink
wassers. Der letztgenannten Kategorie dient die in dieser Arbeit betrachtete opti
mierende Netzsteuerung, die dabei helfen soll, unter Zuhilfenahme von künstlicher 
Intelligenz (KI) und Systemen mathematischer Optimierung eine sich anbahnende 
Mangellage frühzeitig zu erkennen und möglichst ohne Einschränkungen in der 
Versorgung zu überwinden. Im Zusammenhang mit dieser auf Quantitätsaspekte 
ausgerichteten Ausarbeitung ist eine Wassermangellage als Situation zu definieren, 
in der der lokale Wasserbedarf das zur Verfügung stehende Wasserdargebot über
steigt.12 Der Bedarf beinhaltet hierbei sämtliches Wasser, das im Rahmen der öf
fentlichen Wasserversorgung nachgefragt wird13, sodass ein Mangel nicht erst bei 
einer Beeinträchtigung der wasserbezogenen menschlichen Grundbedürfnisse an
zunehmen ist. Es genügt bereits, wenn die individuellen Entnahmewünsche aus dem 

8 BT-Drs. 16/12275, 66; Griesbach, Gewährleistungsverantwortung in der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung, 2019, Rn. 238; siehe dazu auch Kap. 3 F. III.

9 Eindrücklich Umweltbundesamt (Hrsg.), Monitoringbericht 2023, S. 70 ff.; anders noch 
BT-Drs. 11/1568, 262; Gruneberg, in: BFM, § 50 WHG Rn. 12; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, 
Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 8 Rn. 5; vgl. auch Kerber, Der unterschätzte Rohstoff, 2010, 
S. 21: „Wasser im Überfluss“; dies relativierend BT-Drs. 20/8825, 2; Frondel/Niehues/Som
mer, ZfWP 2021, 230 (230); auf die Endlichkeit der Wasserressourcen schon früh hinweisend 
Berg, Der Staat 15 (1976), 1 (1 f.); Voßkuhle, Die Verwaltung 32 (1999), 21 (23) m. w.N.

10 Lev. 26, 3–4; Dtn. 11, 16–17; 28, 12.
11 Brasseur/Jacob/Schuck-Zöller (Hrsg.), Klimawandel in Deutschland, S. 57 ff. und pas

sim; Karbach, Die Wasserversorgung von Mensch und Natur als Herausforderung des Völ
kerrechts, 2016, S. 75 f.; Marx/Boeing, APuZ 2023/28 –29, 17 (18 ff.); Seuser, ZfW 2023, 189 
(189); Umweltbundesamt (Hrsg.), Monitoringbericht 2023, S. 70 ff.

12 So auch Welthungerhilfe, Wassermangel; vgl. allgemein Martini, Der Markt als Instru
ment hoheitlicher Verteilungslenkung, 2008, S. 2 m.w.N.; die Wassermangellage ist vom 
Begriff des Wasserstresses zu trennen – Wasserstress liegt bereits vor, wenn mindestens 
20 Prozent des erneuerbaren Wasserdargebots genutzt werden, siehe Umweltbundesamt, In
dikator: Nutzung der Wasserressourcen.

13 Hoch, in: Mutschmann/Stimmelmayr, Taschenbuch der Wasserversorgung, 17. Aufl. 
2019, S. 19; Kotulla, WHG, § 50 Rn. 7; vgl. Bulling/Finkenbeiner/Eckardt/Kibele, Wasser
gesetz BW, § 44 Rn. 25; Czychowski/Reinhardt, WHG, § 50 Rn. 29; siehe auch Stenogra
phisches Protokoll der 83. Sitzung des Deutschen Bundesrates v. 25. 4. 1952, S. 174.
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Dargebot, also der durch Niederschlag und externen Zufluss angewachsenen und 
durch Verdunstung und Abfluss geminderten Menge an verfügbarem Oberflächen- 
und Grundwasser,14 nicht zu befriedigen sind.

A. Die öffentliche Wasserversorgung

Realer Bezugsgegenstand der optimierenden Netzsteuerung ist die öffentliche 
Wasserversorgung, die von § 50 Abs. 1 S. 1 WHG als „[d]ie der Allgemeinheit 
dienende Wasserversorgung“ legaldefiniert wird. Sie hat sich demnach an einen 
unbestimmten Kreis an Abnehmern15 zu richten16, muss dauerhaft erfolgen17 und ist 
von der rein privaten oder betrieblichen Selbstversorgung abzugrenzen18. Qualitativ 
kann sowohl die Versorgung mit Trink- als auch mit Brauchwasser umfasst sein.19

Unter Brauchwasser, heute auch als Betriebswasser bezeichnet20, ist das Wasser zu 
verstehen, das nur für gewerbliche, industrielle, landwirtschaftliche oder ver
gleichbare Zwecke bestimmt ist.21 Kennzeichnend ist, dass es im Gegensatz zu 
Trinkwasser nicht dieselben hohen Qualitätsstandards aufweisen muss.22 Demge
genüber beschreibt § 2 Nr. 1 TrinkwV Trinkwasser als „Wasser für den menschli
chen Gebrauch“ und konkretisiert, dass jegliches Wasser umfasst ist, das unab
hängig vom Aggregatzustand und seiner Aufbereitung zum Trinken und Kochen, 
zur Zubereitung von Speisen und Getränken, zur Körperpflege und -reinigung, zur 

14 Hoch, in: Mutschmann/Stimmelmayr, Taschenbuch der Wasserversorgung, 17. Aufl. 
2019, S. 19; Laskowski, Das Menschenrecht auf Wasser, 2010, S. 27 f.; Schur, Der Wasser
versorgungsvertrag, 2009, S. 24; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, 
§ 8 Rn. 5.

15 Zur besseren Lesbarkeit verwendet diese Arbeit das generische Maskulinum. Dies soll 
nicht diskriminierend verstanden werden – gemeint sind stets alle Geschlechter.

16 Breuer/Gärditz, Öffentliches und privates Wasserrecht, 4. Aufl. 2017, Rn. 575; Koll
mann/Mohr, LWG Schleswig-Holstein, § 41 Rn. 3; Gruneberg, in: BFM, § 50 WHG Rn. 32.

17 VGH München, Urt. v. 21. 2.1995 – 22 N 92.99, NVwZ-RR 1995, 649 (650); Czy
chowski/Reinhardt, WHG, § 50 Rn. 4; Gößl, in: SZDK, § 50 WHG Rn. 10.

18 VGH München, Urt. v. 21. 2. 1995 – 22 N 92.99, NVwZ-RR 1995, 649 (650); Hünne
kens, in: LR UmweltR, § 50 WHG Rn. 5; Griesbach, Gewährleistungsverantwortung in der 
öffentlichen Trinkwasserversorgung, 2019, Rn. 26; Gruneberg, in: BFM, § 50 WHG Rn. 32 f.

19 OVG Münster, Urt. v. 27.11. 1962 – VII A 518/61, ZfW 1963, 379 (380); Kotulla, 
WHG, § 50 Rn. 4.

20 Faber, Der kommunale Anschluss- und Benutzungszwang, 2005, S. 23; Griesbach, 
Gewährleistungsverantwortung in der öffentlichen Trinkwasserversorgung, 2019, Fn. 82; vgl. 
OVG Weimar, Urt. v. 12.12. 2001 – 4 N 595/94, LKV 2002, 534 (537).

21 Faber, Der kommunale Anschluss- und Benutzungszwang, 2005, S. 23 Fn. 6 mit Ver
weis auf DIN 4046; Griesbach, Gewährleistungsverantwortung in der öffentlichen Trink
wasserversorgung, 2019, Rn. 26; Laskowski, Das Menschenrecht auf Wasser, 2010, S. 703.

22 Griesbach, Gewährleistungsverantwortung in der öffentlichen Trinkwasserversorgung, 
2019, Rn. 26 mit Verweis auf DIN 4046:1983–09, Nr. 1.6; Queitsch, UPR 2021, 452 (454).
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